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Einnahmen und Vorgänge in deutschen Auslandshandelskammern

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

In den vergangenen Jahren wurden vereinzelt Missstände im Netzwerk der 
deutschen Auslandshandelskammern bekannt und es wurde über diese auch in 
den Leitmedien berichtet (www.wiwo.de/unternehmen/handel/auslandshandel
skammern-zwielichtiges-gebaren-deutscher-businessleute-/29380920.html, 
www.spiegel.de/politik/deutschland/auslandshandelskammern-wirtschaftsmini
sterium-sieht-hinweise-auf-krumme-geschaefte-a-6b8c60c9-6273-4443-8ab6-
837086589f75). Dieses Netzwerk setzt sich aus den bilateralen Auslandshan-
delskammern (AHK im engeren Sinne) sowie Delegationen und Repräsentan-
zen zusammen. Dem Verständnis der Fragesteller nach gehören aber keine 
dieser drei Typen der Bundesrepublik Deutschland und sie unterliegen auch 
nicht den Weisungen der Bundesregierung. Die Bundesregierung hat in ihren 
Antworten auf die Kleinen Anfragen der ehemaligen Fraktion DIE LINKE. 
auf Bundestagsdrucksachen 20/6228 und 20/7330 bereits einige aufklärende 
Einblicke in Finanzierung, Kontrollpraktiken und etwaige Probleme gegeben, 
die die Fragesteller als nützlich empfinden.

Ungeachtet dessen besteht für die Fragesteller aber noch ein weiterer Transpa-
renzbedarf zur Einnahmengestaltung der AHK, weniger aufgrund der Antwor-
ten der Bundesregierung, sondern wegen der in den Augen der Fragesteller 
teils unklaren Darstellung der Auslandshandelskammern selbst. Ebenso ver-
wies die Bundesregierung auf o. g. Bundestagsdrucksachen bei dem Anstieg 
der Bundesmittelzuschüsse für das AHK-Netzwerk in den letzten Jahren auf 
die erhöhten Kosten von Umstrukturierung und Digitalisierung, welche zu Ef-
fizienzerhöhungen und zukünftigen Kosteneinsparungen führen würden (Ant-
wort zu Frage 4 auf Bundestagsdrucksache 20/6228). Leider sind nach An-
sicht der Fragesteller aus ökonomischer Erfahrung Ministerialausgaben für 
kontinuierliche Bezuschussungsposten oft rigide nach unten festgesetzt. Die 
Fragesteller gehen davon aus, dass die von der Bundesregierung avisierten 
Kosteneinsparungen sich nicht nur positiv auf die Kosten der AHK beziehen, 
sondern auch auf die bezuschussten Bundesmittel.

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz
vom 27. Januar 2025 übermittelt.
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Zudem stellen sich für die Fragesteller mögliche Interessenkonflikte dar, denn 
wenngleich die Bundesregierung aus Sicht der Fragesteller die AHK aufgrund 
ihrer Bezuschussung grundsätzlich in einem positiven Licht darstellt, was kor-
rekt sein kann, sind nach Auffassung der Fragesteller einige mögliche Prob-
lempunkte möglicher Interessenkonflikte der Kofinanzierung aus staatlichen 
Mitteln und Eigenmitteln nicht vollkommen ausblendbar (www.ihk.de/die-ih
k/ihk-transparent/finanzierung-und-mitgliedsbeitrag-5416978#:~:text=Finanzi
erung%20der%20DIHK,-Aus%20ihren%20Erträgen&text=Darin%20enthalte
n%20ist%20eine%20Umlage,rund%2051%2C7%20Millionen%20Euro). So 
sind Eigeninteressen im Rahmen der Selbstfinanzierungen der AHK mögli-
cherweise nicht immer vollständig in Einklang mit dem Auftrag im Sinne des 
deutschen Staates zu bringen (www.spiegel.de/politik/deutschland/auslandsha
ndelskammern-wirtschaftsministerium-sieht-hinweise-auf-krumme-geschaeft
e-a-6b8c60c9-6273-4443-8ab6-837086589f75).

Die Subventionsregularien der EU könnten nach Ansicht der Fragesteller ein 
rechtliches Problem darstellen, denn nach eigenen Angaben der AHK (www.a
hk.de) operieren Tochtergesellschaften der AHK und bieten Beratungsdienst-
leistungen an, die möglicherweise so durch staatliche Mittel quersubventio-
niert werden, wodurch nach Ansicht der Fragesteller das Wettbewerbsumfeld 
in den betroffenen regionalen Märkten möglicherweise verzerrt wird und dies 
ein beihilferechtliches Problem darstellen könnte, denn unter staatliche Beihil-
fen fallen nicht nur direkte finanzielle Zuwendungen, Schuldenerlasse oder 
verbilligte Darlehen, sondern auch Bürgschaften, Steuervergünstigungen oder 
Sonderkonditionen bei der Bereitstellung von Grundstücken, Waren und 
Dienstleistungen.

Abschließend haben die Fragesteller noch Interesse an einigen Vorgängen im 
Irak, denn im Kammerbericht des Bundesverbandes der freien Kammern wird 
auf der Seite 6 über die rechtliche Verfolgung eines ehemaligen Mitarbeiters 
berichtet, der Missstände wie Steuerhinterziehung, Sozialversicherungsbetrug 
und fehlende Anmeldungen von Mitarbeitern und Repräsentanzen bzw. Dele-
gationen aufgedeckt hatte (www.bffk.de/media/kammerbericht_2023_-_fina
l_-_final.pdf), und dabei sollen immer wieder neue Verfahren angestrebt sowie 
ein Gutachter seitens der AHK Vereinigte Arabische Emirate (VAE) bestellt 
worden sein. Durch die Vorgänge im Irak wurde auch bekannt, dass die Dele-
gation des Irak Steuern sowie Zinsen und Strafzahlungen aufgrund nicht ge-
zahlter Einkommensteuern entrichten musste.

Die Fragesteller sind sich bewusst, dass die überschaubare Höhe der Finanzie-
rung der Auslandshandelskammern, auch entsprechend der Darstellung der 
Bundesregierung, vermutlich eine der sinnvolleren Mittelverwendungen deut-
scher Haushaltsmittel zur Förderung der deutschen Außenwirtschaft ist. Dies 
sollte aber in den Augen der Fragesteller, im Einklang mit der Darstellung der 
Bundesregierung, trotzdem nicht über mögliche Probleme hinwegtäuschen, 
auch um dafür zu sorgen, dass es auch weiterhin ein sinnvolles Hilfsmittel der 
deutschen Außenwirtschaft bleibt.

 1. Hat die Bundesregierung Kenntnisse über die aggregierten Einnahmen 
aller weltweit operierenden AHK für die letzten Jahre?

a) Wenn ja, wie stellen sich die aggregierten Einnahmen des gesamten 
AHK-Netzwerks für die letzten fünf Jahre separiert nach Jahren dar?

Die Fragen 1 und 1a werden gemeinsam beantwortet.
Die aggregierten IST-Einnahmen des gesamten Netzes von Außenhandelskam-
mern (AHK) stellen sich wie folgt dar:
2020: 200 419 596 Euro
2021: 200 408 668 Euro
2022: 246 988 415 Euro
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2023: 251 671 680 Euro
2024: 250 544 086 Euro*
* Die Zahl für 2024 basiert auf den Soll-Zahlen, da die tatsächlichen Einnah-
men des Jahres noch nicht vorliegen.

b) Wenn nein, hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, wo diese direkt 
zu ermitteln sind?

Entfällt.

 2. Gibt es jenseits der auf Bundestagsdrucksache 20/6228 dargestellten 
Auflistungen der Bundesregierung zu Bundesmitteln, welche an die 
AHK via Bezuschussung, Aufträge etc. flossen, noch weitere

a) Bundesmittel, welche an die AHK über nicht aufgeführte Positionen 
bzw. Bundesministerien flossen, und

Auflistungen zu diesem Thema liegen der Bundesregierung nicht vor.

b) hat die Bundesregierung Kenntnis von nennenswerten EU- oder Lan-
desmitteln, welche in den letzten fünf Jahren an das AHK-Netzwerk 
flossen (wenn ja, bitte ausführen)?

Die Bundesregierung hat hiervon keine Kenntnis.

 3. Wenn Frage 2a mit Ja beantwortet wird, wie setzen sich die aggregierten 
Bundesmittel für das gesamte AHK-Netzwerk aufgeteilt für die letzten 
fünf Jahre und separiert nach den nachfolgen Punkten zusammen, jen-
seits der Ausgaben auf Bundestagsdrucksache 20/2668 zusammen für

a) Zuschüsse (Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
[BMWK], bundesmittelanteilig Deutsche Industrie- und Handels-
kammer [DIHK], etwaige weitere),

b) auftragsbezogene Geldmittel der Bundesministerien, Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW), Deutschen Gesellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit (GIZ), German Trade and Invest (GTAI) usw. für 
eine konkrete Aufgabe oder Dienstleistung jenseits der offiziellen 
Bezuschussung,

c) sonstige Geldmittel für alle nicht unter obigen Kategorien aufzulis-
tenden Positionen, die aus Bundesmitteln bezahlt werden?

Entfällt.
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 4. Wie hoch war der prozentuale Anteil (nach Auftragswert) von ausschrei-
bungspflichtigen Aufträgen der Bundesministerien, für den das AHK-
Netzwerk den Zuschlag erhielt, obwohl es Konkurrenzangebote gab, 
d. h., wie hoch war der Anteil (nach Auftragswert) von der Summe aller 
ausschreibungspflichtigen Aufträge für durch Bundesministerien bean-
spruchte und bezahlte Leistungen (die Zuschüsse vom BMWK und von 
der DIHK sind explizit nicht gemeint), für die es neben den AHK einen 
weiteren Bewerber gab und für die letztendlich eine AHK, Repräsentanz 
oder Delegation den Zuschlag erhielt (für die letzten fünf Jahre, aggre-
giert für alle AHK, auflisten; Nennung von Bundesministerien bzw. Leis-
tung nicht notwendig)?

Die Bundesministerien vergeben eine Vielzahl an öffentlichen Aufträgen in 
unterschiedlichen Kontexten. Allein im Kontext der Außenwirtschaftsförde-
rung existieren mehrere spezifische Programme, die mit der Ausschreibung öf-
fentlicher Aufträge einhergehen. Dabei bewerben sich auch Auslandshandels-
kammern mit unterschiedlichen Erfolgsquoten. Weder ist eine aggregierte Zu-
schlagsquote aus der Vielzahl an Einzelausschreibungen abbildbar noch hat die 
Bundesregierung Kenntnis vom Vorhandensein von Konkurrenzangeboten in 
jedem Einzelfall. Mangels einer Erfassung durch die Vergabestatistik oder einer 
anderweitigen statistischen Erfassung liegen der Bundesregierung daher keine 
Erkenntnisse zum prozentualen Anteil an allen ausschreibungspflichtigen Auf-
trägen der Bundesministerien vor, für den das AHK-Netzwerk bei bestehenden 
Konkurrenzangeboten den Zuschlag erhielt.

 5. Haben nach Kenntnis der Bundesregierung einzelne AHK in den Jahren 
von 2015 bis 2019 sowie 2022 und 2023 ein Einnahmendefizit von mehr 
als 10 Prozent im Jahr im Vergleich zu ihren Ausgaben gehabt, und wenn 
ja, welche?

Der Bundesregierung ist kein Fall bekannt.

 6. Ist die Annahme der Fragesteller korrekt, dass Defizite von bilateralen 
AHK stets durch eigene Rücklagen in privatwirtschaftlicher Manier ge-
deckt werden müssen – abseits der Besonderheiten des Corona-Schutz-
schirmes (vgl. Ausführungen der Bundesregierung in der Antwort zu 
Frage 4 auf Bundestagsdrucksache 20/6228)?

 7. Wie werden deutliche jährliche finanzielle Defizite bei Delegationen und 
Repräsentanzen im Allgemeinen finanziell kompensiert?

Die Fragen 6 und 7 werden gemeinsam beantwortet:
In den Jahren 2015 bis 2019 sowie 2022 und 2023 entstanden keine Defizite, 
da die Wirtschaftsplanung und Jahresabschlüsse sowohl der AHK als auch der 
Delegationen ausgeglichen sind. Sollte dennoch ein Fehlbetrag am Ende des 
Geschäftsjahres verbleiben, wird dieser gemäß den geltenden Regelungen aus 
Eigenmitteln (Überschussrücklage) gedeckt.

 8. Wie wird sich nach Ansicht die Bundesregierung perspektivisch die über 
das AHK-Netzwerk aggregierte Bundesmittelbezuschussung bis 2030 in 
etwa prozentual entwickeln, wenn die eingangs avisierten Kostenerspar-
nisse realisiert werden?

Die Bundeszuwendung zur Förderung des AHK-Netzes bis 2030 unterliegt der 
Prärogative künftiger Haushaltsgesetzgeber. Dessen unbeschadet geht die Bun-
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desregierung aktuell davon aus, dass die Bundeszuwendung an das AHK-Netz 
perspektivisch stabil bleiben wird.

 9. Wird nach Wissen der Bundesregierung ein Ausbau des AHK-Netzwerks 
in den zentralasiatischen Republiken (Kasachstan, Kirgisistan, Tadschi-
kistan, Usbekistan, Turkmenistan sowie die Mongolei) bis 2030 vorange-
trieben (im Kontext der perspektivischen Darstellungen der Bundesregie-
rung in der Antwort zu den Fragen 6b, 7c und 10c auf Bundestagsdruck-
sache 20/6228)?

Die Delegation der deutschen Wirtschaft für Zentralasien mit Büros in Almaty, 
Kasachstan und Taschkent in Usbekistan berät seit 1995 exportorientierte deut-
sche Unternehmen in den zentralasiatischen Ländern Kasachstan, Kirgistan, 
Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan. Ein darüberhinausgehender Aus-
bau des AHK-Netzes in Zentralasien bis 2030 ist derzeit nicht abzusehen.

10. Beabsichtigt die Bundesregierung, Einschränkungen oder Streichungen 
in der Förderung des AHK-Netzwerks in den BRICS-Kernstaaten 
(BRICS = Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika) bis 2030 zu 
schaffen?

Konnte die Bundesregierung bisher Interessenkonflikte identifizieren, in 
denen das Eigenfinanzierungsinteresse der AHK (insbesondere der AHK 
im engeren Sinne) dem Bundesinteresse zur Förderung der deutschen 
Außenwirtschaft entgegenstehen könnte, weil ungeachtet des nachvoll-
ziehbaren Zwecks der Anfangsberatung von kleinen und mittleren Unter-
nehmen (KMU) in ihrem Auslandsgeschäft sich die AHK gleichzeitig in 
einer Situation befinden, die einen staatlichen und einen Eigenauftrag be-
inhaltet, wenn ja, welche, und über welche etwaigen Kontroll- oder 
Sanktionierungsmechanismen zu diesen möglichen Interessenkonflikten 
verfügt die Bundesregierung?

Eine etwaige Einschränkung der AHK-Förderung in den BRICS-Kernstaaten 
(Brasilien, Russland, Indien, Volksrepublik China und Südafrika) bis 2030 ist 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht abzusehen. Die Bundeszuwendung zur Förderung 
des AHK-Netzes bis 2030 unterliegt indes der Prärogative künftiger Haushalts-
gesetzgeber. Die Bundesregierung sieht keine Interessenskonflikte zwischen 
dem Eigenfinanzierungsinteresse der AHK und dem Bundesinteresse zur För-
derung der deutschen Außenwirtschaft.

11. Warum sind Geschäftsführer der AHK mit Dienstpässen der Bundesrepu-
blik Deutschland ausgestattet, während ihre Organisationen gleichzeitig 
im Lobbyregister eingetragen sind (Antwort zu Frage 2 auf Bundestags-
drucksache 20/12419 und www.lobbyregister.bundestag.de/suche?q=Aus
landshandelskammer&filter%5Bactivelobbyist%5D%5Btrue%5D=true), 
d. h., wie lassen sich dadurch potenzielle Interessenkonflikte vermeiden, 
um die Integrität und Transparenz in diesen Angelegenheiten zu gewähr-
leisten, wenn die AHK einerseits ihre Kapazitäten dazu nutzen müssen, 
um eigene wirtschaftliche Interessen zu verfolgen, andererseits aber Un-
ternehmen beim internationalen Markteintritt unterstützen sollen?

Rechtsgrundlagen für die Ausstellung amtlicher Pässe (unter anderem Dienst-
pässe) sind die §§ 1, 27 des Passgesetzes (PassG) in Verbindung mit den §§ 12 
bis 14 der Passverordnung (PassV). Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
über die Ausstellung amtlicher Pässe der Bundesrepublik Deutschland (AVVaP) 
definiert die Voraussetzungen und das Verfahren für das Ausstellen von Dienst-
pässen. Für die Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer der Auslandshan-
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delskammern erfolgt die Ausstellung der Dienstpässe auf Grundlage des § 5 
Absatz 5 AVVaP für Reisen bzw. Auslandstätigkeiten im besonderen deutschen 
Interesse, wenn die Reise oder der Aufenthalt ohne Dienstpass nicht möglich 
oder wesentlich erschwert wäre.

12. Wurde die Bundesregierung in der Vergangenheit vonseiten der EU be-
züglich der Konformität staatlicher Zuschüsse an die AHK mit dem Ver-
trag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), wobei 
deren Überwachung in die ausschließliche Zuständigkeit der EU fällt, 
konsultiert oder ermahnt, und wenn ja, wie war die Position bzw. Ant-
wort der Bundesregierung hierzu?

Nein.

13. Werden ungeachtet der rechtlichen Auswirkungen für die DIHK oder die 
Bundesrepublik Deutschland etwaige Rechtsstreit- oder Strafkosten, die 
aus einem umstrittenen oder geahndeten Fehlverhalten der AHK im 
Gastland entstehen, vom deutschen Steuerzahler mittelbar mitbezahlt 
(www.spiegel.de/politik/deutschland/auslandshandelskammern-wirtschaf
tsministerium-sieht-hinweise-auf-krumme-geschaefte-a-6b8c60c9-6273-
4443-8ab6-837086589f75)?

Die Bundesregierung verweist auf ihre Antwort zu Frage 3 der Kleinen An-
frage der Gruppe Die Linke auf Bundestagsdrucksache 20/12419. Danach sind 
Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit dem Zuwendungszweck grundsätz-
lich anteilig zuwendungsfähig. Etwaige Strafzahlungen und Geldbußen sind 
nicht zuwendungsfähig.

14. Welche Maßnahmen wurden oder werden ergriffen, um sicherzustellen, 
dass keine Verwechslung zwischen Auslandshandelskammern, Delega-
tionen und offiziellen deutschen Behörden entsteht, d. h., wie wird eine 
klare Unterscheidung im In- und Ausland gewährleistet?

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis von Verwechslungen zwischen Aus-
landshandelskammern, Delegationen und anderweitigen deutschen Behörden 
und geht daher von einer hinreichenden Unterscheidbarkeit der benannten Ein-
richtungen im Inland wie im Ausland aus.

15. Ist oder war die Bundesrepublik Deutschland als Eigentümerin in den 
Handelsregisterauszügen von Delegationen, Auslandshandelskammern 
oder Repräsentanzen in einzelnen Gastländern verzeichnet?

a) Wenn ja, wo, und welche Vorzüge ergeben sich daraus für die Dele-
gationen, Repräsentanzen oder AHK?

b) Welche potenziellen Folgen könnten sich bei Haftungsfragen für die 
Bundesrepublik Deutschland oder das Auswärtige Amt ergeben?

Die Fragen 15 bis 15b werden gemeinsam beantwortet.
Handelsregistereintragungen richten sich nach dem Recht des Gastlandes. Der 
Bundesregierung sind zwei Fälle einer Eintragung der Bundesrepublik 
Deutschland bzw. der Deutschen Botschaft an den Standorten in Dubai und 
Abu Dhabi bekannt. Die Vorzüge und potenziellen Folgen von Eintragungen 
des Bundes in örtlichen Registern hängen stets von der individuellen Fallgestal-
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tung, insbesondere auch von dem dafür am jeweiligen Ort gegebenenfalls anzu-
wendenden Recht ab.

c) Gab es Fälle beanstandeter oder widerrechtlicher Eintragungen der 
Bundesrepublik Deutschland durch eine Delegation, Repräsentanz 
oder AHK?

Maßgeblich für die Rechtmäßigkeit von Eintragungen ist das Recht des jeweili-
gen Gastlandes. Der Bundesregierung sind keine Fälle beanstandeter oder wi-
derrechtlicher Eintragungen der Bundesrepublik Deutschland durch eine Dele-
gation, Repräsentanz oder AHK bekannt.

16. Gab es nach Kenntnis der Bundesregierung offizielle Fälle oder Be-
schwerden, in denen Mitarbeiter von Auslandshandelskammern aufgrund 
von Dienstpässen fälschlicherweise für Diplomaten gehalten wurden 
oder ihnen durch Verwechslung von Dienst- und Diplomatenpässen un-
rechtmäßig ein Diplomatenstatus oder andere Vorteile seitens der Gast-
länder zugeteilt wurden, und wenn ja,

a) wo, und wann traten diese Vorgänge auf,

b) wurden diese Korrekturen seitens des Auswärtigen Amts vorgenom-
men?

Der Bundesregierung sind keine offiziellen Fälle oder Beschwerden im Sinne 
der Fragestellung bekannt.

17. Was waren nach Kenntnis der Bundesregierung die genauen Gegenstän-
de der im Kammerbericht (siehe Vorbemerkung der Fragesteller) er-
wähnten rechtlichen Verfahren der Delegation im Irak (bitte detailliert 
alle Verfahren auflisten und deren Gegenstände angeben)?

18. Sind der Bundesregierung ähnliche Verfahren aus anderen Delegationen 
und AHK bekannt, wenn ja, wie hoch waren insgesamt diese Ausgaben 
für Rechtsmittel aller AHK und Delegationen der letzten zehn Jahre, und 
um was für Verfahren handelte es sich (bitte die Verfahren nach Art, Jah-
ren und Höhe der entstandenen Rechtskosten auflisten)?

19. Warum hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Delegation des 
Irak entschieden, die Einkommensteuer für Mitarbeiter erst zwölf Jahre 
nach ihrer Gründung zu entrichten, was auch zu Strafzahlungen und Ver-
zugszinsen führte?

20. Gab es nach Ansicht der Bundesregierung eine Verletzung der Sorgfalts-
pflicht der AHK VAE bzw. der Delegation des Irak?

Die Fragen 17 bis 20 werden gemeinsam beantwortet.
Die Bundesregierung verweist hierzu auf ihre Antwort zu Frage 3 der Kleinen 
Anfrage der Gruppe Die Linke auf Bundestagsdrucksache 20/12419.
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21. Gab es nach Kenntnisstand der Bundesregierung in den letzten zehn Jah-
ren Beschwerden von Personen gegen AHK, Delegationen, Repräsentan-
zen wegen Verstößen gegen Datenschutzbestimmungen, wenn ja, was 
waren die Beschwerdegründe, und wurden bei aufgeklärten Fehlverhal-
ten Strafen und Abmahnungen verhängt?

Nach Kenntnis der Bundesregierung gab es gegen AHK, Delegationen und Re-
präsentanzen keine Beschwerden wegen Verstößen gegen Datenschutzbestim-
mungen.

22. Gab es nach Kenntnis der Bundesregierung in den vergangenen zehn 
Jahren Beschwerden bzw. Klagen über ein „Blacklisting“ von Personen, 
Unternehmen oder Verbänden, die interne Informationen der DIHK, 
Delegationen, AHK und Repräsentanzen offenlegten oder auf Missstände 
hinwiesen, und wenn ja, wie steht nach Einschätzung der Bundesregie-
rung solch ein „Blacklisting“ im Einklang mit dem neuen Hinweisgeber-
schutzgesetz, das Repressalien und Vergeltungsmaßnahmen gegen Hin-
weisgeber ausdrücklich untersagt und unter Strafe stellt?

Der Bundesregierung liegen keine Informationen über ein solches „Blacklis-
ting“ vor.
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